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bysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, 
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Myanmar, Namibia, Nepal, 
Nicaragua, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Peru, Philippi-
nen, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-
Arabien, Senegal, Sierra Leone, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Swasiland, 
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und 
Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Venezuela, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam. 
 Dagegen: Israel, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Vereinigte Staaten von 
Amerika. 
 Enthaltungen: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Au-
stralien, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, 
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, 
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Jugo-
slawien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Monaco, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Paraguay, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Samoa, 
San Marino, Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. 
Vincent und die Grenadinen, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Uruguay, 
Usbekistan, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern. 

57/71. Flugkörper 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/54 F vom 1. De-
zember 1999, 55/33 A vom 20. November 2000 und 56/24 B 
vom 29. November 2001, 

 in Bekräftigung der Rolle der Vereinten Nationen auf dem 
Gebiet der Rüstungsregelung und der Abrüstung sowie der Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten, diese Rolle durch konkrete 
Maßnahmen zu stärken, 

 in der Erkenntnis, dass es notwendig ist, regionalen und in-
ternationalen Frieden und Sicherheit in einer Welt zu fördern, 
die von der Geißel des Krieges und der Last der Rüstungen frei 
ist, 

 davon überzeugt, dass die Frage der Flugkörper als Beitrag 
zum Weltfrieden und zur internationalen Sicherheit umfassend, 
ausgewogen und nichtdiskriminierend angegangen werden 
muss, 

 eingedenk dessen, dass die Sicherheitsanliegen der Mit-
gliedstaaten auf internationaler und regionaler Ebene bei der 
Auseinandersetzung mit der Frage der Flugkörper berücksich-
tigt werden müssen, 

 nachdrücklich hinweisend auf die Komplexität, die bei der 
Behandlung der Frage der Flugkörper im konventionellen Kon-
text auftritt, 

 mit dem Ausdruck ihrer Unterstützung für die internationa-
len Anstrengungen im Kampf gegen die Entwicklung und Ver-
breitung aller Massenvernichtungswaffen, 

 angesichts dessen, dass der Generalsekretär entsprechend 
Resolution 55/33 A eine Gruppe von Regierungssachverständi-
gen eingesetzt hat, die ihn bei der Ausarbeitung eines Berichts 
über die Frage der Flugkörper unter allen Aspekten zur Be-

handlung durch die Generalversammlung auf ihrer siebenund-
fünfzigsten Tagung unterstützen soll, 

 1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über die 
Frage der Flugkörper unter allen Aspekten114; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die Auffassungen der 
Mitgliedstaaten zu dem Bericht über die Frage der Flugkörper 
unter allen Aspekten einzuholen und der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung einen Bericht vorzulegen; 

 3. ersucht den Generalsekretär, mit Hilfe einer Gruppe 
von Regierungssachverständigen die Frage der Flugkörper un-
ter allen Aspekten weiter zu untersuchen und der Generalver-
sammlung einen Bericht zur Behandlung auf ihrer neunund-
fünfzigsten Tagung vorzulegen; 

 4. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs, der die gemäß Resolution 56/24 B von den Mitgliedstaa-
ten vorgelegten Antworten zu der Frage der Flugkörper unter 
allen Aspekten enthält115; 

 5. beschließt, den Punkt "Flugkörper" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer achtundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 57/72 

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 22. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/510, Ziffer 90)116. 

57/72. Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und leich-
ten Waffen unter allen Aspekten 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer Resolution 56/24 V vom 24. Dezem-
ber 2001, 

 
114 A/57/229. 
115 A/57/114 und Add.1 und 2. 
116 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Andorra, Argentinien, Äthiopien, 
Australien, Bangladesch, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte  
d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Domi-
nikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Repu-
blik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Geor-
gien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Indien, Ir-
land, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kam-
bodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kongo, 
Kroatien, Kuba, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, 
Mosambik, Namibia, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria, 
Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sa-
lomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Sier-
ra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, 
Südafrika, Swasiland, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, 
Tschechische Republik, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten 
von Amerika und Zypern.  
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 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/70 B vom 12. De-
zember 1995, 52/38 J vom 9. Dezember 1997, 53/77 E und 
53/77 T vom 4. Dezember 1998, 54/54 R vom 1. Dezember 
1999, 54/54 V vom 15. Dezember 1999 und 55/33 Q vom 
20. November 2000, 

 hervorhebend, wie wichtig die rasche und volle Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und 
Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und 
leichten Waffen unter allen Aspekten117 ist, das auf der Konfe-
renz der Vereinten Nationen über den unerlaubten Handel mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten verab-
schiedet wurde, 

 1. beschließt, im Juli 2003 in New York die erste der in 
dem Aktionsprogramm zur Verhütung, Bekämpfung und Besei-
tigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten 
Waffen unter allen Aspekten vorgesehenen zweijährlichen Ta-
gungen der Staaten zur Prüfung der nationalen, regionalen und 
globalen Durchführung des Aktionsprogramms einzuberufen; 

 2. begrüßt die Einberufung der Gruppe der Regierungs-
sachverständigen, die eingesetzt wurde, um dem Generalsekre-
tär bei der Durchführung einer Studie behilflich zu sein, die 
prüfen soll, ob eine internationale Übereinkunft ausgearbeitet 
werden kann, die die Staaten befähigt, unerlaubte Kleinwaffen 
und leichte Waffen rasch und zuverlässig zu identifizieren und 
rückzuverfolgen, und ersucht ihn, der Generalversammlung die-
se Studie auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung vorzulegen; 

 3. ermutigt zu allen Initiativen, die darauf gerichtet sind, 
Ressourcen und Fachwissen zur Förderung der Durchführung 
des Aktionsprogramms zu mobilisieren und den Staaten Hilfe 
bei seiner Durchführung zu gewähren; 

 4. beschließt, auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung weite-
re Schritte zur Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit 
bei der Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaub-
ten Zwischenhandels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu 
erwägen, unter Berücksichtigung der dem Generalsekretär  
übermittelten Auffassungen der Staaten über weitere Schritte, 
die ergriffen werden könnten; 

 5. ersucht den Generalsekretär, die von den Staaten auf 
freiwilliger Basis bereitgestellten Daten und Informationen 
über ihre Durchführung des Aktionsprogramms, einschließlich 
einzelstaatlicher Berichte, zusammenzustellen und zu verbrei-
ten; 

 6. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die 
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 
 
117 Siehe Bericht der Konferenz der Vereinten Nationen über den unerlaub-
ten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten, New 
York, 9.-20. Juli 2001 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.192/15 vom 20. Juli 2001), Ziffer 24. 

 7. beschließt, den Punkt "Der unerlaubte Handel mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer achtundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

RESOLUTION 57/73 

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 22. November 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 160 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/510, Ziffer 90)118. 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, 
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, 
China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, 
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Ga-
bun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gu-
yana, Haiti, Honduras, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, 
Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, 
Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, 
Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, 
Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marok-
ko, Mauretanien, Mexiko, Mongolei, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, 
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, 
San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Sene-
gal, Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Sri Lanka, St. Lucia, 
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Swasiland, Syrische Arabische 
Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik 
Tansania, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, 
Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Indien, Israel, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Russische 
Föderation, Spanien. 

57/73. Kernwaffenfreie südliche Hemisphäre und an-
grenzende Gebiete 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/45 B vom 10. De-
zember 1996, 52/38 N vom 9. Dezember 1997, 53/77 Q vom 
4. Dezember 1998, 54/54 L vom 1. Dezember 1999, 55/33 I 

 
118 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Angola, Argentinien, Äthiopien, Bangladesch, 
Bolivien, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, 
Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Grenada, Guate-
mala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Jamaika, Jordanien, 
Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kongo, Liberia, 
Madagaskar, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Nauru, Neuseeland, Nicara-
gua, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Salomonen, Samoa, Sene-
gal, Singapur, Südafrika, Sudan, Thailand, Tonga, Trinidad und Tobago, 
Tschad, Tuvalu, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Republik Tansania und 
Vietnam.  




